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Auf Grund des § 6 des Berufsbildungsgesetzes vom 23. 

März 2005 (BGBI. I S. 931), der durch Artikel 232 Nummer 
1 der Verordnung vom 31. Oktober 2006 (BGBl. I S. 2407) 
geändert worden ist, und des § 27 der Handwerksordnung 
in der Fassung der Bekanntmachung vom 24. September 
1998 (BGBl. I S. 3074; 2006 I S. 2095), der durch Artikel 
146 der Verordnung vom 31. Oktober 2006 (BGBl. I S. 
2407) geändert worden ist, verordnet das Bundes-
ministerium für Wirtschaft und Technologie nach Anhörung 
des Hauptausschusses des Bundesinstituts für Berufs-
bildung im Einvernehmen mit dem Bundesministerium für 
Bildung und Forschung: 
 
 

§ 1 

Ausnahmeregelung 

Abweichend von § 4 Abs. 3 des Berufsbildungsgesetzes 
und des § 25 Abs. 3 der Handwerksordnung dürfen 
Jugendliche unter 18 Jahren gemäß den nachfolgenden 
Vorschriften ausgebildet werden. 
 
 

§ 2 

Gegenstand und Struktur der Erprobung 

Zur Vorbereitung einer    Ausbildungsordnung nach § 4 
des Berufsbildungsgesetzes und § 25 der Handwerks-
ordnung sollen insbesondere Ausbildungsinhalte und 
Struktur eines neuen Ausbildungsberufes in der Kraftfahr-
zeugbranche erprobt werden. Die Erprobung umfasst auch 
die Eignung für eine Fortführung der Ausbildung in einem 
der in § 12 genannten Berufe. 
 
 

§ 3 

Beteiligte Ausbildungsstätten 

(1) Der Erprobungsbereich umfasst die Bezirke von 
zuständigen Stellen, in denen die Fortführung der Aus-
bildung in Ausbildungsberufen gemäß § 12 Abs. 1 oder 
Abs. 3 sichergestellt ist.  
 

(2) Nach dieser Verordnung kann in der Automobil-
industrie und im Gewerbe Nummer 20, Kraftfahrzeug-
techniker, der Anlage A der Handwerksordnung ausge-
bildet werden.  
 
 
 
 
 
 

§ 4 

Sachverständigenbeirat 

Nach Weisung des Bundesministeriums für Wirtschaft 
und Arbeit wird im Einvernehmen mit dem Bundesminis-
terium für Bildung und Forschung beim Bundesinstitut für 
Berufsbildung ein Sachverständigenbeirat zur Begleitung 
der Erprobung gebildet, der insbesondere die Konse-
quenzen für den Ausbildungs- und Arbeitsmarkt beurteilen 
soll.  
 
 

§ 5 

Ausbildungsdauer und Abschluss 

Die Ausbildung dauert zwei Jahre und führt zu dem 
Abschluss Kraftfahrzeugservicemechaniker/Kraftfahrzeug-
servicemechanikerin. 
 
 

§ 6 

Ausbildungsberufsbild 

Gegenstand der Berufsausbildung sind mindestens die 
folgenden Fertigkeiten und Kenntnisse:  
 

1.   Berufsbildung, Arbeits- und Tarifrecht,  

2.   Aufbau und Organisation des Ausbildungsbetriebes,  

3.   Sicherheit und Gesundheitsschutz bei der Arbeit,  

4.   Umweltschutz,  

5.   Planen und Vorbereiten von Arbeitsabläufen sowie  
 Kontrollieren und Bewerten von Arbeitsergebnissen,  

6.   Qualitätsmanagement,  

7.   Bedienen von Fahrzeugen und 
Betriebseinrichtungen,  

8.   Durchführen von Service- und Pflegearbeiten an 
Fahrzeugen und Betriebseinrichtungen,  

9.   Messen und Prüfen an Systemen,  

10. Warten, Prüfen und Einstellen von Fahrzeugen und 
Systemen sowie von Betriebseinrichtungen,  

11. Montieren, Demontieren und Instandsetzen von 
Fahrzeugen,  

12. Betriebliche und technische Kommunikation, 
Kommunikation mit Kunden,  

13. Diagnostizieren von Fehlern, Ermitteln von Störungen 
und deren Ursachen.  



§ 7 

Ausbildungsrahmenplan 

Die Fertigkeiten und Kenntnisse nach § 6 sollen nach der 
in der Anlage enthaltenen Anleitung zur sachlichen und 
zeitlichen Gliederung der Berufsausbildung 
(Ausbildungsrahmenplan) vermittelt werden. Eine von dem 
Ausbildungsrahmenplan abweichende sachliche und 
zeitliche Gliederung des Ausbildungsinhaltes ist 
insbesondere zulässig, soweit betriebspraktische 
Besonderheiten die Abweichung erfordern.  
 
 

§ 8 

Ausbildungsplan 

Die Ausbildenden haben unter Zugrundelegung des 
Ausbildungsrahmenplanes für die Auszubildenden einen 
Ausbildungsplan zu erstellen.  
 
 

§ 9 

Berichtsheft 

Die Auszubildenden haben ein Berichtsheft in Form 
eines Ausbildungsnachweises zu führen. Ihnen ist 
Gelegenheit zu geben, das Berichtsheft während der 
Ausbildungszeit zu führen. Die Ausbildenden haben das 
Berichtsheft regelmäßig durchzusehen.  
 
 

§ 10 

Zwischenprüfung 

(1) Zur Ermittlung des Ausbildungsstandes ist eine 
Zwischenprüfung durchzuführen. Sie soll am Ende des 
ersten Ausbildungsjahres stattfinden.  
 

(2) Die Zwischenprüfung erstreckt sich auf die in der 
Anlage für das erste Ausbildungsjahr aufgeführten 
Fertigkeiten und Kenntnisse sowie auf den im 
Berufsschulunterricht entsprechend dem Rahmenlehrplan 
zu vermittelnden Lehrstoff, soweit er für die Berufsaus-
bildung wesentlich ist.  
 

(3) In höchstens drei Stunden soll der Prüfling eine 
praktische Aufgabe bearbeiten. Dabei soll er zeigen, dass 
er Arbeiten planen und durchführen, Arbeitsmittel und 
Messgeräte anwenden sowie Sicherheit, Gesundheits-
schutz und Wirtschaftlichkeit berücksichtigen kann. Hierfür 
kommt insbesondere in Betracht: Bauteile, Baugruppen 
und Systeme außer Betrieb nehmen, demontieren, 
zuordnen, montieren, in Betrieb nehmen sowie Funktion 
prüfen.  
 
 

§ 11 

Abschlussprüfung 

(1) Die Abschlussprüfung erstreckt sich auf die in der 
Anlage aufgeführten Fertigkeiten und Kenntnisse sowie 
auf den im Berufsschulunterricht zu vermittelnden 
Lehrstoff, soweit er für die Berufsausbildung wesentlich ist. 
 

(2) Die Abschlussprüfung besteht aus den Prüfungs-
bereichen Arbeitsauftrag sowie  Wirtschafts- und 
Sozialkunde. 

(3) Für den Prüfungsbereich Arbeitsauftrag bestehen 
folgende Vorgaben: 
 
1. Der Prüfling soll nachweisen, dass er 
 

a) die Arbeitsschritte planen, Daten recherchieren, 
 Arbeitsmittel und Messgeräte auswählen, 
 Messungen durchführen, Schaltpläne und 
 Funktionen analysieren, Mittel der technischen 
 Kommunikation nutzen, 

 
b) Instandhaltungsabläufe, insbesondere den Zusam-
 menhang von Technik, Arbeitsorganisation, 
 Umweltschutz sowie Sicherheit und Gesund-
 heitsschutz, berücksichtigen sowie 

 
c) fachbezogene Probleme und deren Lösungen 
 darstellen, die für die Arbeitsaufgaben relevanten 
 fachlichen Hintergründe aufzeigen sowie die Vorge-
 hensweise bei der Durchführung der Arbeitsauf-
 gaben begründen kann; 

 
 
2. der Prüfling soll drei Arbeitsaufgaben durchführen, die 
 Kundenaufträgen entsprechen, ein darauf bezogenes 
 situatives Fachgespräch führen, das aus mehreren 
 Gesprächsphasen bestehen kann, und schriftliche 
 Aufgabenstellungen bearbeiten, die sich inhaltlich auf 
 die Arbeitsaufgaben beziehen; 
 
3. für die Arbeitsaufgabe 1 sind folgende Tätigkeiten zu 
 Grunde zu legen: 
 
 Messen und Prüfen von Fahrzeugbauteilen sowie 
 Diagnostizieren von Fehlern, Störungen und deren 
 Ursachen, Erstellen eines Mess- oder Prüfprotokolls 
 mindestens an einem der nachfolgenden Systeme: 

a) Bordnetzsystem, 
b) Beleuchtungssystem, 
c) Ladestromsystem oder 
d) Startsystem; 

 
4. für die Arbeitsaufgabe 2 sind folgende Tätigkeiten zu 
 Grunde zu legen: 
 
 Warten und Prüfen eines Fahrzeuges oder Systems 
 einschließlich Erstellen einer Dokumentation; 
 
5. für die Arbeitsaufgabe 3 sind folgende Tätigkeiten zu 
 Grunde zu legen: 
 
 Demontieren und Montieren einer fahrzeugtechnischen 
 Baugruppe, Erstellen einer Dokumentation; 
 
6. abweichend von den Nummern 3 bis 5 können andere 
 Tätigkeiten zu Grunde gelegt werden, wenn sie in 
 gleicher Breite und Tiefe die in Nummer 1 genannten 
 Nachweise ermöglichen; 
 
7. die Prüfungszeit beträgt sieben Stunden; innerhalb 
 dieser Zeit sollen das Fachgespräch in insgesamt  zehn 
 Minuten und die Bearbeitung der schriftlichen 
 Aufgabenstellungen in 180 Minuten durchgeführt 
 werden. 
 
 
 



(4) Für den Prüfungsbereich Wirtschafts- und Sozial-
kunde bestehen folgende Vorgaben: 
 
1. Der Prüfling soll nachweisen, dass er allgemeine 
 wirtschaftliche und gesellschaftliche Zusammenhänge 
 der Berufs- und Arbeitswelt darstellen und beurteilen 
 kann; 

2. der Prüfling soll Aufgaben schriftlich bearbeiten; 

3. die Prüfungszeit beträgt 60 Minuten. 
 

(5) Die  Prüfungsbereiche  sind wie  folgt zu  gewichten: 

1. Prüfungsbereich Arbeitsauftrag                    90 Prozent, 

2. Prüfungsbereich Wirtschafts- und Sozial- 
kunde                                                            10 Prozent. 

 
(6) Die Abschlussprüfung ist bestanden, wenn die 
Leistungen 

1. im Gesamtergebnis nach Absatz 5 sowie 

2. im Prüfungsbereich Arbeitsauftrag 
 
mit mindestens „ausreichend“ bewertet worden sind. Im 
Prüfungsbereich Wirtschafts- und Sozialkunde dürfen die 
Leistungen nicht mit „ungenügend“ bewertet worden sein. 
 
 

§ 12 

Fortsetzung der Berufsausbildung 

(1) Die Berufsausbildung kann im Ausbildungsberuf 
Kraftfahrzeugmechatroniker/Kraftfahrzeugmechatronikerin 

nach den Vorschriften für das dritte Ausbildungsjahr 
fortgesetzt werden. 

 
(2) Die in der Abschlussprüfung im Ausbildungsberuf 

Kraftfahrzeugservicemechaniker / Kraftfahrzeugservice-
mechanikerin erzielten Leistungen werden als Teil 1 der 
Gesellen-/Abschlussprüfung Kraftfahrzeugmechatroniker  / 
Kraftfahrzeugmechatronikerin entsprechend § 9 der Ver-
ordnung über die Berufsausbildung zum Kraftfahrzeug-
mechatroniker / zur Kraftfahrzeugmechatronikerin vom 20. 
Juli 2007 (BGBl. I S. 1501) bewertet und in das 
Gesamtergebnis einbezogen. 
 

(3) Die Berufsausbildung kann in den Berufen Karos-
serie- und Fahrzeugbaumechaniker/Karosserie- und Fahr-
zeugbaumechanikerin, Mechaniker für Karosserieinstand-
haltungstechnik / Mechanikerin für Karosserieinstand-
haltungstechnik, Mechaniker für Landmaschinentechnik/ 
Mechanikerin für Landmaschinentechnik, Mechaniker für 
Reifen- und Vulkanisationstechnik / Mechanikerin für 
Reifen- und Vulkanisationstechnik und Zweirad-
mechaniker/Zweiradmechanikerin Fachrichtung Motorrad-
technik nach den Vorschriften für die zweite Hälfte des 
zweiten Ausbildungsjahres fortgesetzt werden. Absatz 2 
gilt entsprechend. 
 
 

§ 13 

Inkrafttreten, Außerkrafttreten 

Diese Verordnung tritt am 1. August 2004 in Kraft. Sie tritt 
am 31. Juli 2013 außer Kraft; die zu diesem Zeitpunkt 
bestehenden Berufsausbildungsverhältnisse werden nach 
den Vorschriften dieser Verordnung zu Ende geführt. 

 
 
 

Berlin, den 2. Juni 2004 
D e r  B u n d e s m i n i s t e r  f ü r  Wir t s c h a f t u n d A r b e i t 

In Vertretung 
G e o r g  W i l h e l m  A d a m o w i t s c h 

 
und 

 
Berlin, den 25. Juni 2009 

D e r  B u n d e s m i n i s t e r  f ü r  Wir t s c h a f t u n d A r b e i t 
In Vertretung 
O t r e m b a 

 
 


